
Anfrage 

der Abgeordneten Douglas Hoyos-Trauttmansdorff, Kolleginnen und Kollegen 

an den Bundeskanzler 

betreffend Koordination der Bundesregierung bei Assistenzeinsatzanfragen für 
das Bundesheer 

Der Bundeskanzler führt den Vorsitz über den Ministerrat und koordiniert die 
Aktivitäten der Bundesregierung. Rezente Kritik des Rechnungshofs und 
Anfragebeantwortungen durch das BML V deuten auf Koordinationsprobleme bei 
Anfragen für Assistenzeinsätze durch das Bundesheer im Grenzschutz und 
Botschaftsbewachungen hin. 

So weist der Rechnungshof darauf hin, dass Assistenzeinsätze per Gesetz nur nach 
dem ultima ratio Prinzip durchgeführt werden dürfen, und schnellstmöglich zu 
beenden sind . Der Rechnungshof kritisiert die lange Dauer der Einsätze (im Falle der 
Botschaftsbewachungen und Grenzeinsätze bereits ein Jahr) und die fehlende 
kontinuierliche Bewertung durch das BMLV, ob diese Einsätze immer noch nicht 
durch die zuständigen zivilen Behörden übernommen werden könnten. 
Verteidigungsministerin Tanner hingegen erklärt, eine Assistenzanforderung käme 
einer Weisung gleich und dürfe vom BMLV nicht abgelehnt werden, außer es 
stünden dem Einsatz zwingende Gründe entgegen. Diese zu bewerten sieht sie ihr 
Ministerium allerdings nicht als befugt. Die Ministerin stellt fest, dass die Bewertung 
der ultima ratio dem anfordernden Ministerium unterliegt. „Eine Verweigerung einer 
derartigen Assistenzanforderung kommt zusammenfassend lediglich in Betracht, 
wenn [neben zwei anderen Kriterien) ... die Erfüllung der Assistenzanforderung ganz 
eindeutig und offensichtlich (im Sinne einer „Denkunmöglichkeit'? zu erkennen ist, 
dass bei der Anforderung die entsprechenden gesetzlichen Voraussetzungen nicht 
vorliegen . ... Diese Voraussetzung zu einer Verweigerung eines Assistenzeinsatzes 
liegt insbesondere dann vor, wenn eine Hilfeleistung des Bundesheeres nicht dem 
„ultima ratio Prinzip" unterliegt .... Die Ev.aluierung der Notwendigkeit eines 
Bundesheerassistenzeinsatzes obliegt der anfordernden Behörde." 

Diese Ausführungen sind widersprüchlich. Einerseits obliegt die Bewertung der 
Notwendigkeit des Einsatzes der anfordernden Behörde; daher dürfe das BMLV 
einen Antrag nicht abweisen. Andererseits liege ein Ablehnungsgrund dann vor, 
wenn die Hilfeleistung nicht dem ultima ratio Prinzip unterliegt. Auch kritisiert der 
Rechnungshof - bereits beim ursprünglichen Grenzeinsatz, also vor der 
nunmehrigen Verlängerung - dass das Bundesheer den Fortbestand der Kriterien für 
einen Einsatz nicht ausreichend bewertet hat. 

Weiters geht aus der Anfragebeantwortung hervor, dass das ÖBH für den Einsatz 
nur knapp unter 60% der Kosten vom anfordernden Ministerium rückerstattet 
bekommen hat. 

Hier herrscht ein Koordinationsproblem im Ministerrat. Das BMI fordert vom 
Bundesheer Assistenz und bewertet deren Rechtmäßigkeit (laut Ministerin Tanner) 
selbst. Das BMLV scheint keine klare Richtlinien zu haben, wann und unter welchen 
Umständen es die Bewertung des BMI hinterfragen kann - und laut Rechnungshof 
muss. Und bei der Rückerstattung der Kosten stellt das BML V errechnete Kosten in 
Rechnung, die dann vom BMI nur zu weniger als 60% beglichen werden. 
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Die unterfertigten Abgeordneten stellen daher folgende 

Anfrage: 

1. Hat der Bundeskanzler in seiner koordinierenden Funktion Entscheidungen 
getroffen oder im Ministerrat zur Diskussion eingefordert, die den betroffenen 
Ministerien klare Richtlinien zur Bewertung der Rechtslage vorgeben? 

a. Wenn ja, wann? 

b. Wenn ja, inwiefern? 

c. Wenn nein, warum nicht? 

2. Wer darf die im Gesetz vorgegebenen Kriterien für einen Assistenzeinsatz 
bewerten? 

3. Wenn das BML V nicht selbst bewerten darf, war es die Rechtsmeinung des 
Ministerrats - und des Bundeskanzlers als Vorsitzender - dass der 
Rechnungshof in seiner Kritik betreffend die Verantwortung des BMLV mit 
Hinblick auf die Bewertung der Rechtmäßigkeit des Einsatzes, dessen 
langdauernder Fortführung und dessen Verlängerung irrt? 

4. Das Bundesheer arbeitet seit geraumer Zeit unter angespannten finanziellen 
Bedingungen. Wurde die Kostenrückvergütung der Aufwendungen für die vom 
BMI verlangten (laut Ministerin Tanner per Weisung) Einsätze vom Ministerrat 
diskutiert? 

a. Wenn ja, wann? 

b. Wenn ja, mit welchem Resultat? 

5. Offensichtlich handelt es sich bei diesem Kostenersatz um eine Streitfrage 
zwischen zwei Ministerien, da das BMI weniger als 60% des vom BMLV 
eingeforderten Betrags beglichen hat. Liegt es in der Verantwortung des 
Bundeskanzlers als Regierungschefs, derartige Meinungsunterschiede 
innerhalb der Regierung zu schlichten? 

a. Wenn ja, nach welchen Kriterien ist die Entscheidung erfolgt? 

6. Wurden die Assistenzeinsatzanforderungen des BMI an das BMLV im 
Ministerrat diskutiert? 

a. Wenn ja, wann? 

b. Wenn ja, mit welchem Ergebnis? 

c. Wenn nein, warum nicht? 
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